
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

I I  ZR 121 /72  URTEIL Verkündet am
27. Mai 1974 

Werner,
Jus t  i  zhaupt s ekr e tä r
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in  dem R echtsstreit

der AG> S * * s t r a ß e  pp , gesetzlich
vertreten  durch d ie Vorstandsmitglieder Wilhelm
Albert G ^ ( ^  ( s t e l lv . ) und Otto ( s te l lv . ) ,  daselbst,

Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr,

gegen

den Schiffseigner und -führer Geert F
(Holland), M t

Beklagten und Revisions beklag te n ,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der I I .  Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 27. Mai 1974 
durch den Vorsitzenden Richter Stimpel und die 
Richter Fleck, Dr. Bauer, Dr. Tidow und Bundschuh

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das U rte il des 
Rheinschiffahrtsobergerichts Köln 
vom 2. Juni 1972 wird auf Kosten der 
Klägerin zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin i s t  Eignerin des MS (1*142 t ;
800 PS), das am 16. März 1970 gegen 10.30 Uhr auf dem 
Rhein oberhalb der Straßenbrücke Neuß (Strom-km 737,1 ) 
leer zu Tal führ. Dabei schleppte es auf kurzem Strang 
den leeren und - ebenfalls - der Klägerin gehörenden 
SK ”M V ^ »  (1.489 t ) .  Dem Talsohle pp zug kamen rech ts­
rheinisch und linksrheinisch je ein Bergschlepp zug ent­
gegen, von denen der linksrheinische Schlepp zug (SB 
nS ^ |^  mit SK den rech tsrh e in i­
schen (SB " P g ^ "  mit dem 2.920 t  großen SK 33n)
überholte. Außerdem überholte ein einzelner Bergfahrer 
(MS " P g |B "  “ 697 t ;  460 PS) den -Schleppzug an der
Steuerbordseite. Dieses Fahrzeug gehört dem Beklagten und 
stand unter seiner verantwortlichen Führung. Der 
Schleppzug und MS nP ^ | V  zeigten die blaute Seitenflagge.
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Der Talschleppzug erwiderte dieses Kurszeichen. Während 
er zwischen den Bergschlepp Zügen hindurchführ, stießen 
SK und MS mi‘t den Steuerbordvor­
schiffen zusammen. Dabei brachen die Drähte zwischen 
MS nH d ^ n und SK » worauf der Kahn lin k sr
rheinisch ins Ufer l ie f .

Die Klägerin verlangt von dem Beklagten Ersatz 
ihres Unfallschadens. Sie hat beantragt, den Beklagten 
zur Zählung von 59.861,75 DM nebst Zinsen zu v e ru rte ilen , 
und zwar dinglich haftend mit MS nP ^ | n sowie im Rahmen 
des § 114 BinnSchG persönlich haftend. Nach ihrem Vor­
bringen schoß MS " F g ^ %  das sich zunächst in  K ie llin ie , 
zu le tz t led ig lich  noch knapp 5 m, h in ter dem 
Schleppzug gehalten habe, p lö tzlich  h in ter SK M] 
hervor, um den Schleppzug zu überholen; dabei se i es etwa 
40 m nach Steuerbord zur Fahrwassermitte hin geraten, so­
dann wieder nach Backbord auf SK 33n zuge­
laufen; anschließend habe MS TtP^d^^vv beim Abdrehen nach 
Steuerbord mit dem Backbordachterschiff das Steuerbord­
m itte lsch iff  des SK 33” berührt; kurz darauf
sei es mit dem Steuerbordvorschiff gegen SK 
gestoßen, das - im Gegensatz zu MS - MS "P<
nicht mehr habe f re i fahren können.

Demgegenüber hat sich nach dem Vortrag des Beklagten 
die Kollision wie fo lg t ereignet: MS " P ^ ^ n habe aus 
einem - linksrheinisch bei Strom-km 738 begonnenen -  Über­
gang heraus die Überholung des nP ^ P n-Schleppzuges einge­
le i t e t ;  dessen Seitenabstand zu dem nS ( j |p  
Schleppzug habe etwa 100 m betragen, so daß genügend Raum
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für ein g le ichzeitiges Begegnen und Überholen vorhanden 
gewesen s e i;  da jedoch der -Schleppzug im Ver­
laufe der Annäherung immer mehr nach rechtsrheinisch 
geraten s e i ,  se i die K ollision für MS das
so nahe an den Anhang des "-Schleppzuges heran­
gegangen s e i ,  daß er diesen le ich t berührt habe, unver­
meidbar gewesen.

Der Beklagte hat MS in Kenntnis der Klage­
forderung zu neuen Reisen aus gesandt.

Beide Vor ins tanzen haben den Klageanspruch -  unter 
Abweisung im übrigen - dem Grunde nach zu einem D ritte l 
für g erech tfe rtig t e rk lä r t . Mit der Revision, deren 
Zurückweisung der Beklagte beantragt, verfo lg t die 
Klägerin den abgewiesenen Teil der Klage w eiter.

Entscheidungsgründe:

1. Das Berufungsgericht i s t  der Ansicht, daß sowohl 
der Beklagte a ls  auch die Führung des Talschleppzuges 
die K ollision zwischen SK und MS ver­
schuldet hätten . Allerdings könne dem Beklagten nicht 
vorgeworfen werden, daß er die Überholung des 
Schleppzuges vor der Vorbeifahrt des Talsohle pp zuges 
begonnen habe. Denn einmal habe der se itlich e  Abstand 
zwischen den Bergschleppzügen mindestens 70 m betragen, 
womit unzweifelhaft hinreichender Raum für das Über­
holmanöver des MS " P ^ ^ p ” bei gleichzeitigem Begegnen 
mit dem Talschleppzug zur Verfügung gestanden habe;

f
i
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zum anderen habe sich der Talschleppzug beim Beginn der 
Überholung des -Schlepp zuges durch MS
noch mindestens 400 m oberhalb befunden, so daß er auf 
das Überholmanöver rech tze itig  und ohne Schwierigkeiten 
hätte reagieren und den Kurs nach linksrheinisch ver­
legen können, wo noch genügend Raum neben dem dort berg­
wärts fahrenden M S^B^ C ^ m ^ ^ tf-Schleppzug vorhanden 
gewesen s e i .  Das sei a llerd ings nicht geschehen. Vielmehr 
habe der Talschleppzug MS “P ^ ^ ^  pflichtw idrig  den Weg 
soweit verleg t, daß dieses Schiff durch das von den 
Zeugen S ^ flB  und wahr genommene Bei gehen an
SK "B ^B flB B  33" die Kollision mit SK " M m ^ "  nicht 
habe vermeiden können. Demgegenüber tr e f fe  die Führung 
des MS nP ^ p | lt der Vorwurf, keine zusätzlichen Schall- 
Zeichen nach § 38 Nr. 4 RheinSchPolVO 1954 gegeben zu 
haben, obwohl sie  habe fe s ts te lle n  müssen, daß der Tal­
schleppzug seinen bisherigen Kurs beibehalten, also den 
Kurs nicht nach linksrheinische verlegt habe, um en t­
sprechend der Kursweisung Raum für eine gefahrlose Be­
gegnung zu schaffen.

2. Diese Ausführungen halten a llen  Angriffen der 
Revision stand.

a) Nicht r ic h tig  i s t  zunächst die Ansicht der 
Revision, das Überholmanöver des MS "P^BB" sei jeden­
fa l l s  deshalb unzulässig gewesen, w eil das Überholen 
im Unfallbereich allgemein untersagt gewesen s e i .  Nach 
der vom R heinschiffahrtsgericht eingeholten Auskunft 
des Wasser- und Schiffahrtsamtes Duisburg-Rhein vom 
24. Juni 1971 bestand für den Unfallbereich ein  a llge­
meines Überholverbot nur für Schub verbände und Schleppzüge.

'
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Es ga lt demnach nicht für Einzelfahrer wie MS "P p lP ^ '. 
Es kommt daher, anders a ls  die Revision meint, keine 
Umkehr der Beweis la s t  zum Nachteil des Beklagten in 
Betracht. Dabei b le ib t offen, ob der Verstoß gegen ein 
allgemeines Überholverbot überhaupt zu einer Beweislast­
umkehr zu Lasten des Überholenden führen kann.

b) Der Revision kann ferner nicht gefolgt werden, 
soweit sie aus führt, die Feststellung des Berufungsge­
r ic h ts , der Talschleppzug habe sich noch mindestens 
400 m oberhalb von MS "P ^ ^ P "  befunden, a ls  dieses 
Fahrzeug den "Pp^^-Schleppzug zu überholen begonnen 
habe, beruhe auf einer Verletzung des § 286 ZPO. Zwar 
i s t  es r ic h tig , daß das Berufungsgericht diese Fest­
stellung - ebenso wie b e re its  das Rheinschiffahrtsgericht 
den von ihm angenommenen Mindestabstand von etwa 300 m - 
im wesentlichen anhand von Berechnungen getroffen hat und 
insoweit nicht den Angaben jener Zeugen gefolg t i s t ,  die 
die Entfernung zwischen dem Talschleppzug und MS " P ^ ^ p ” 
beim Einleiten der Überholung des nP P P n-Schlepp zuges 
nicht unerheblich geringer angegeben haben. Dadurch hat 
es jedoch nicht gegen die V orschrift des § 286 ZPO ver­
stoßen. Weder hat das Berufungsgericht in  diesem Zusammen­
hang die Angaben der an der Kollision unbeteiligten Zeugen 
S ^ P  und M^P von SK " B p U H P  33" übersehen, noch 
hat es den Umstand außer Betracht gelassen, daß MS "P ^ p p "  
einmal vor und einmal nach dem Zusammenstoß mit SK 
gegen SK " B ^ p I P P i  33" geraten i s t .  Das erg ib t sich in s­
besondere aus den Ausführungen auf S. 16 ünten/17 oben des 
angefochtenen U rte ils . Gerade daraus, daß MS " E p p t"  
unmittelbar nach der Kollision seines Steuerbordvorschiffes

}
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mit dem Steuerbordvorschiff des SK mit seinem
Backbordvorsch iff  gegen das Steuerbor dv:or sch iff des 
110 m langen SK 33" geschlagen i s t ,  konnte
das Berufungsgericht schließen, MS " F f lB 1" sei vom 
Beginn der Überholung b is zur Kollision mit SK 
etwa 110 m an SK "B ^ m i^ B l 33" hochgefahren, wozu es, 
wie das Berufungsgericht weiter fe h le rfre i dargelegt hat, 
bei einem wahrscheinlichen Geschwindigkeitsüberschuß 
gegenüber dem "P ^J^  "-Schlepp zug von 2 km/st rund 200 
Sekunden und bei einem solchen von 4 km/st (der äußersten­
fa lls  in Betracht kommen könne) rund 100 Sekunden benötigt 
habe, somit eine Zeitspanne, innerhalb welcher der 20 km/st 
einhaltende Talschleppzug eine Strecke von 1100 m bzw.
550 m zurückgelegt habe. Auch i s t  nicht e rs ic h tlic h , wieso 
es sich h ier um eine "jeder echten Tatsachengrundlage en t­
behrende, ungenaue Berechnung" handeln s o ll .  Weder kann 
die Revision die vom Berufungsgericht zugrunde gelegten 
Geschwindigkeiten noch den Zusammenstoß der Vorschiffe  
des MS und des 110 m langen SK 53"
oder die zuvor erfo lg te  Kollision der Vorschiffe des 
MS und des SK sowie das noch z e itlic h
w eiter davor liegende Ankommen des Achterschiffes von 
MS nP g ^ n gegen das M ittelsch iff von SK 33"
bezweifeln. Sollten aber, wie die Revision meint, die mehr­
fachen Zusammenstöße des MS dieses Fahrzeug
Zeit gekostet haben, so kann das, da das Berufungsgericht 
bei seinen Berechnungen von der Lage des MS "F ^ ^ P "  bei 
seiner zweiten K ollision mit SK 33" ausge­
gangen i s t ,  nur bedeuten, daß die Zeitspanne zwischen 
dem Beginn des Überholens und dem Erreichen dieser Lage 
noch größer war, a ls  s ie  das Berufungsgericht angenommen 
hat.
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c) I s t  aber das Berufungsgericht ohne Rechtsfehler 
davon ausgegangen, daß MS bei Einleitung der
Überholung des "F^[P"-Schleppzuges noch mindestens 
400 m unterhalb von dem Talschleppzug war, so sp ie lt es 
keine Rolle, ob dieses Fahrzeug, wie die Klägerin be­
hauptet ha t, "nur etwa 5 m h in ter dem SK 331
nach Steuerbord hervorgeschossenw i s t ,  da sich der Tal­
schleppzug auf das Überholmanöver - nach den überein­
stimmenden Ausführungen beider Vorinstanzen - bei einer 
derartigen Entfernung durch Verlegen seines Kurses näher 
zu dem linksrheinischen Bergschlepp zug hin gefahrlos 
hätte  e in ste llen  können. Auf diesen Punkte brauchte da­
her das Berufungsgericht nicht mehr besonders einzugehen • 
Ferner konnte es daraus, daß es tro tz  des auch von der 
Klägerin vor getragenen Beigehens des MS "P^BB" an 
SK "B ^^B I^fe 33" zu der K ollision zwischen dem Berg­
fahrer und dem Anhang des Talschleppzuges gekommen i s t ,  
den Schluß ziehen, daß der Talschleppzug dem Bergfahrer 
für die Überholung des "P^B"-Schleppzuges nicht genügend 
Platz gemacht h a t. Soweit aber die Revision noch vor b ring t, 
MS "fBB^B" sei nach der ersten Kollision mit SK "BglB^ 

33” nach Steuerbord ausgeschert und "bis zur Mitte 
des Stromes geraten", i s t  le tz te re s  neuer, in  der 
Revisions ins tanz nach § 561 Abs. 1 ZPO unbeachtlicher 
Tatsachen vor trag . Im übrigen beachtet die Revision auch 
zu diesem Punkte nicht hinreichend, daß der Vorwurf der 
Klägerin gegen MS " P ^ ^ ||"  in den Varinstanzen im wesent­
lichen s te ts  dahin gegangen i s t  (vgl. insbesondere 
Z iff. I I I  der Berufungsbegründungsschrift v. 5. 1. 72), 
dieses Fahrzeug habe die Überholung des "P^B^ "-Schlepp - 
zuges so knapp vor dem Talschleppzug begonnen, daß er
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dem Bergfahrer nicht mehr habe ausweichen können. 
Gerade das i s t  aber nach den Feststellungen beider 
Vorinstanzen über den Unfallhergang widerlegt.

Nach alledem erweist sich die Revision a ls  unbe­
gründet.

Stimpel Fle ck Dr. Bauer Dr. Tidow Blind schuh
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